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Man stelle sich vor, Rudi Völler hätte den Kader für die Europameisterschaft in 

Portugal 2004 nach folgendem Prinzip zusammengestellt: Nominiert worden wären 

nur diejenigen deutschen Spieler, deren Mannschaften einen der vorderen Plätze in 

der Bundesliga belegt hätten. Arne Friedrich und Fredi Bobic von Herta BSC hätten 

dann ebenso zu Hause bleiben müssen, wie Miroslav Klose vom 1. FC 

Kaiserslautern, wären sie doch allesamt mit ihren Vereinen in der Saison 2003/2004 

beinahe abgestiegen. Der Aufschrei wäre sicherlich groß gewesen: „Das kann doch 

nicht sein! Bobic, Klose und Friedrich hatten es doch viel schwerer, sich in diesem 

härteren Umfeld mit positiven Leistungen hervorzutun. Wo bleibt denn da die 

Einzelfallgerechtigkeit?“ Wohl jeder fußballinteressierte Deutsche hätte an einem 

solchen Auswahlverfahren bemängelt, dass Rudi Völler so Gefahr gelaufen wäre, 

nicht wirklich die besten Spieler mit nach Portugal zu nehmen. Bei meinem 

theoretischen Beispiel geht es „nur“ um Fußball. Im Zuge einer – bei gutem Verlauf – 

fünfzehn Jahre währenden Profikarriere sollte es mindestens jeweils drei 

Weltmeister- und Europameisterschaften geben, so dass die Herren Bobic, Friedrich 

und Klose z.B. bei der WM 2006 berücksichtigt werden und für die Ungerechtigkeit 

entschädigt werden könnten und schließlich haben sich Fußballtrainer auch nicht auf 

die Fahnen geschrieben, immer besonders gerecht zu sein, charakterisiert sich Otto 

Rehhagel doch z.B. selbst als einen „demokratischen Diktator“. Für Gerechtigkeit im 

Fußball sollen höchstens die Schiedsrichter, das DFB-Sportgericht und der 

internationale Sportgerichtshof in Lausanne sorgen. 

 

Sie werden mir sicher zustimmen, wenn ich sage, dass hingegen – anders als im 

Fußball – wohl nirgendwo so große Gerechtigkeit herrschen sollte, wie bei der 

Bewertung der Studienleistungen von Juristen. Anders als Fußballer und 

Fußballtrainer werden Juristen nämlich gerade dafür ausgebildet, Gerechtigkeit 

walten zu lassen. Der Gerechtigkeit zum Durchbruch zu verhelfen ist gewissermaßen 

so sehr das tägliche Metier des Juristen, wie es jenes von Fredi Bobic ist, Tore zu 

schießen und das von Arne Friedrich, solche Bemühungen zu verhindern. Wenn die 

Bewertung der Studienleistungen von Juristen also einen besonderen Hang zur 

Subjektivität und eine eklatante Nähe zum Zufall hätte, dann sollte dieses den 

interessierten Laien doch sehr verwundern, oder? 
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Denjenigen hingegen, der selbst ein Studium der Rechtswissenschaften absolviert 

und mit dem 1. juristischen Staatsexamen abgeschlossen hat, wird die bei der 

Bewertung mitunter herrschende Subjektivität, Zufälligkeit und Willkür nicht mehr 

erstaunen, hat er doch schon vorab zu viel gehört von der so genannten 

„Examenslotterie“. 

 

Als ich mein Studium der Rechtswissenschaften aufnahm, hatte ich von dieser 

„Examenslotterie“ noch nichts gehört und war folglich auch sehr verwundert, als 

meine beiden Kommilitonen die erste Hausarbeit im Zivilrecht bestanden und ich 

nicht. Warum ich verwundert war? Nun, Studenten im ersten Semester tendieren 

dazu, inhaltlich sehr eng zusammenzuarbeiten. Wie die Küken im Nest rücken sie 

zusammen, um sich in ihrer Hilflosigkeit nicht so allein zu fühlen. Wir haben damals 

drei inhaltlich quasi identische Ausarbeitungen abgegeben und dennoch eklatant 

unterschiedliche Bewertungen erhalten: Nehmen wir an Bobic und Klose hätten in 

der Saison 2003/2004 beide im selben Verein gespielt, wären beide vom selben 

Mittelfeldregisseur mit gleichwertigen Vorlagen gefüttert worden und hätten daher 

auch beide 20 Tore erzielt. Rudi Völler hätte aber dennoch nur Klose nominiert und 

Bobic wegen seiner „vollkommen inakzeptablen Leistung“ in Deutschland gelassen. 

Fällt Ihnen etwas auf? Wenn zwei Menschen das Gleiche tun, ist es eben nicht 

immer das Selbe, oder? 

 

Das nächste Erlebnis dieser Art hatte ich anlässlich einer Hausarbeit für 

Fortgeschrittene, als mir eine Ausführung als falsch angestrichen, die objektiv richtig 

war. Damals – vom Zynismus noch unberührt – machte ich von meinem Recht auf 

eine Nachkorrektur natürlich Gebrauch, war ich doch überzeugt, mein Hinweis würde 

die Fehlkorrektur beheben und mir Gerechtigkeit widerfahren lassen. Die 

Nachkorrektur bearbeitete der Korrekturassistent, der auch schon die Erstkorrektur 

vorgenommen hatte. Ich war damals noch ehrlich überrascht und aufrichtig erzürnt, 

dass er seinen Fehler – trotz meines Hinweises – auch in der Nachkorrektur nicht 

korrigieren wollte. Bereits wahrhaftig wütend begegnete ich beim Verlassen seines 

Büros seiner Chefin, einer Professorin, die in der Vorlesung stets ihr besonderes 

Interesse an den Problemen und Sorgen der Studenten betont hatte. Wer so viel 

Interesse für seine Studenten bekundete, würde diese Unbill, die mich soeben ereilt 

hatte, doch bestimmt umgehend korrigieren. Naiv wie ich war, sprach ich sie also 
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hoffnungsvoll auf die unzutreffende Bewertung meiner Hausarbeit an und bat um 

eine Richtigstellung. Sie ließ sich das Problem schildern, gab zu, dass ich Recht 

hatte, verweigerte mir aber dennoch eine Berichtigung meiner Note. Hierzu lieferte 

sie folgende Begründung: Da meine Hausarbeit ja bereits eine Nachkorrektur 

erhalten habe, komme es nicht darauf an, ob diese Nachkorrektur abermals zu einer 

falschen Bewertung geführt habe, denn Nachkorrektur sei Nachkorrektur und zu 

mehr als einer Nachkorrektur sei sie jedenfalls nicht verpflichtet. Auf meine 

fassungslose Nachfrage, ob sie wirklich auf einer Zensurvergabe bestehen wolle, die 

auf einer von ihr erkannten unzutreffenden Bewertung beruhe, sagte sie jenen Satz, 

der mir bis heute in den Ohren klingt: „Manchmal im Leben ist es eben so.“ Ich 

konnte in meinem naiven Glauben an Gerechtigkeit damals nicht erkennen, dass sie 

es eigentlich nur gut mit mir meinte und mich bereits frühzeitig auf das Examen 

vorbereiten wollte. 

 

Übertragen wird das Beispiel auf den heiligen Rasen, um es vergleichbar zu machen: 

Wir stellen uns also vor, Arne Friedrich wäre wegen einer positiven Dopingkontrolle 

aus dem EM-Kader gestrichen worden. Seine Beschwerde gegen das Ergebnis der 

Dopingkontrolle wäre – nachdem man denselben Laboranten mit einer Nachkontrolle 

beauftragt hätte – zurückgewiesen worden. Bei nochmaliger Nachkontrolle durch den 

Chef des Labors hätte sich dann herausgestellt, was Arne Friedrich von Anfang an 

wusste, nämlich dass er niemals gedopt hatte, die Probe also falsch analysiert 

worden war. Dennoch hätte Abwehrrecke Friedrich – mit der sagenhaft fundierten 

Begründung „Manchmal im Leben ist es eben so“ – in Berlin bleiben und die EM im 

TV schauen müssen. Merken Sie etwas? 

 

Nun ist es im Studium der Rechtswissenschaften so, dass das Ergebnis der 

Klausuren und Hausarbeiten (noch) relativ unbedeutend ist. Bachelor und 

Magisterabschlüsse haben sich noch nicht wirklich durchgesetzt und quasi alle 

Studenten streben das 1. Staatsexamen an, welches einem an vielen Universitäten 

neuerdings zugleich den Titel „Diplom-Jurist“ einbringt. Um zum 1. Staatsexamen 

zugelassen zu werden, muss man die Klausuren und Hausarbeiten „lediglich 

bestehen“ und dadurch drei „kleine“ und drei „große“ Scheine erwerben.  
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Eine ganz andere Bedeutung hat hingegen die Zensur im 1. und 2. Staatsexamen. 

Obwohl alle Juristen in Deutschland wissen, wie zufällig und willkürlich 

Examensnoten im Bereich Rechtswissenschaften sein können, verbinden sich mit 

dieser Note ganze Berufswege: So ist mir der Fall einer sechsundzwanzigjährigen 

Frau überliefert worden, die trotz ihrer enorm kurzen Studiendauer – die meisten 

Studenten sind bereits Mitte Zwanzig, wenn sie das 1. Staatsexamen ablegen – 

bereits beide juristische Staatsexamina mit jeweils 9 Punkten abgeschlossen hat, 

was im Vergleich zu den meisten Studenten eine weit überdurchschnittliche 

juristische Leistung und nach landläufiger Ansicht ein so genanntes „doppeltes 

Prädikatsexamen“ darstellt. Zudem hatte diese junge Frau – offenkundig muss sie 

auch nachts studiert haben – auch noch einen Abschluss in BWL vorzuweisen. Diese 

– zumindest auf dem Papier – hervorragend ausgebildete Frau bewarb sich nun um 

eine Anstellung in der Großkanzlei, in der sie bereits Teile ihres Referendariats 

abgeleistet hatte. Die jüngeren Anwälte der Kanzlei, die sich sehr für ihre Einstellung 

ausgesprochen haben sollen, konnten ihr dennoch nur die (traurige) Nachricht 

überbringen, dass die Seniorpartner – die in so einer Kanzlei für gewöhnlich den Ton 

angeben – sich gegen ihre Einstellung ausgesprochen hätten, da die Summe der 

Ergebnisse ihrer juristischen Staatsexamina nicht mindestens die Zahl 20 ergeben 

würde. 

 

Man mag sich gewiss fragen, ob man in einer Kanzlei, in der derartig zensurhörige 

Betonköpfe das Sagen haben, überhaupt arbeiten möchte, aber dieser Fall sollte 

verdeutlichen, warum man unter Juristen von einer „Examenslotterie“ spricht: Kaum 

ein Examen in Deutschland ist wohl so anspruchsvoll, wie das 1. juristische 

Staatsexamen, denn man muss im Zeitpunkt seines Examens den gesamten Stoff 

beherrschen, den man während seiner universitären Ausbildung gehört hat oder 

zumindest hätte hören sollen. In wohl keinem anderen Fachbereich werden 

Promotionen, Stipendien, Praktika, Referendarstellen und Arbeitsplätze so 

schematisch anhand der Examensnoten vergeben und gleichwohl zeichnet das 

Abschneiden im juristischen Staatsexamen ein Grad an Willkür, Zufall und Glück aus, 

der viele, wenn nicht die meisten anderen Studienabschlüsse hinter sich lässt. Das 

individuelle Abschneiden im Staatsexamen hängt daher – neben dem persönlichen 

Können – zu einem erheblichen Teil vom Zufall ab. Dennoch wird diesem Ergebnis 

eine Bedeutung beigemessen, welches im Einzelfall den weiteren beruflichen 
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Lebenslauf determinieren kann. Die Seniorpartner der Großkanzlei lassen sich also 

evtl. „juristische Rohdiamanten“ durch die Hände gleiten, nur weil diese Damen und 

Herren bei der „Examenslotterie“ nicht mindestens zweimal die „10“ gezogen haben. 

 

Die Examensnoten der Juristen haben einen Rahmen von 0-18 Punkten. Bei einem 

Ergebnis von 0-3,99 Punkten ist man durchgefallen, was nach einer Statistik des 

Bundesjustizministeriums für das Examensjahr 2002 bundesweit das Schicksal von 

immerhin 28 % der Examenskandidaten war. Fast 1/3 der Studenten bekommen also 

am Ende eines zumindest vier Jahre dauernden Studiums mitgeteilt, dass sie leider 

nichts oder zumindest fast nichts verstanden haben. Man muss sich hier die Frage 

stellen, ob es nicht sinnvoller wäre, wie etwa bei Medizin, schon nach zwei oder vier 

Semestern eine Selektion vorzunehmen, um den persönlichen und 

volkswirtschaftlichen Schaden, den ein langjähriges Studium ohne krönenden Erfolg 

in der Regel mit sich bringt, zu begrenzen. Aber diese Frage soll nicht Gegenstand 

dieser Betrachtung werden. Ein „Ausreichend“, welches im Examensjahr 2002 

30,55 % aller Kandidaten erreichten, bekommt man zwischen 4,00 und 6,49 

Punkten. Sie werden sich vielleicht aus ihrer Schulzeit daran erinnern, wie gerne Sie 

mit einer „4“ nach Hause gekommen sind. Diese Note baut einen auf, macht gute 

Laune und man bekommt viele Geschenke von Omi & Opi, oder? Ein „Befriedigend“, 

welches 2002 die Endnote von 26,60 % der Kandidaten war, wird von 6,50 bis 8,99 

Punkten vergeben. Das Ziel aller Juristen ist das „Vollbefriedigend“, welches von 

9,00 bis 11,49 Punkten vergeben wird und als „Prädikatsexamen“ gilt, aber in 2002 

lediglich von 12,02 % aller Kandidaten erreicht wurde. „Gut“ und „Sehr gut“ werden 

bei Juristen – in 2002 erreichten diese Noten 2,67 % bzw. 0,15 % – so selten 

vergeben, dass man diese Notenstufen eigentlich auch streichen könnte, was 

allerdings dazu führen würde, dass die Senioren in der Großkanzlei niemanden mehr 

einstellen könnten, der 16 Stunden täglich für sie arbeitet, während sie auf dem 

Golfplatz weilen oder – wie es in der Sprache der Juristen heißt – 

„Mandantenakquise betreiben“ . Wer allerdings ein „Gut“ oder „Sehr gut“ erreicht, 

findet – um bildlich zu sprechen – schon die ersten Headhunter vor, wenn er den 

Raum verlässt, in dem seine mündliche Prüfung – die den letzten Abschnitt der 

Prüfung bildet – stattgefunden hat. Wer ein „Vollbefriedigend“ (in der Sprache der 

Juristen auch als „VB“ tituliert) erzielt hat, dem stehen auf dem Arbeitsmarkt – außer 
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in der bereits erwähnten Großkanzlei mit den streng an den „20 Punkten“ 

ausgerichteten Senioren – in der Regel alle Möglichkeiten zur Verfügung. 

 

Zur Illustration meiner These von der „Examenslotterie“ möchte ich Ihnen den Ablauf 

meines eigenen Examensdurchganges beschreiben: 

 

Nachdem ich bereits sieben Semester auf dem Buckel hatte, entschied ich mich, 

noch ein halbes Jahr im Ausland zu studieren, welches bei der Zahl der 

Studiensemester nicht mitgezählt wird. Diese Zahl der Studiensemester hat für das 

Jurastudium insofern Relevanz, als man sich nach nicht mehr als acht Semestern 

zum 1. Staatsexamen anmelden muss, wenn man von der so genannten 

„Freischussregelung“ profitieren will, die eine Wiederholung des Examens ermöglicht, 

wenn man mit dem Ergebnis des ersten Versuchs nicht zufrieden ist. Diese Regelung 

belohnt mithin das schnelle Studium mit einem weiteren Versuch, die wichtige 

Examensnote positiv zu beeinflussen (und spart Ihre Steuergelder, da die 

Semesterzahl gering bleibt). Ich hatte nach meiner Rückkehr aus dem Ausland nur 

noch ein Semester Zeit, um mich auf das Examen vorzubereiten, wenn ich von der 

„Freischussregelung“ hätte profitieren wollen. Da ich nach diesem einen Semester 

zwar das Gefühl hatte, das Examen wohl zu bestehen, mir aber nicht sicher war, ob 

ich auch die Zensur erzielen würde, die mir „alle Türen offen halten würde“, entschied 

ich mich, den „Freischuss“ sausen zu lassen, noch ein wenig Ihre Steuergelder zu 

verschwenden und so lange zu lernen, bis ich mir sicher sein konnte, auch im ersten 

Versuch ein entsprechendes Ergebnis zu erzielen. Ein Entschluss, der mir heute sehr 

fragwürdig erscheint: Wenn man beim Roulette zweimal auf Rot setzen darf, ist die 

statische Wahrscheinlichkeit, dass zumindest einmal wirklich Rot kommt, bedeutend 

höher, als wenn man nur einen Versuch hat. Ob man sich hingegen bei dem einzigen 

Versuch wirklich sicher war, dass Rot kommen würde, ist Fortuna bei ihrer 

Entscheidung hingegen zumeist egal. 

 

Nachdem ich dann also knapp eineinhalb Jahre in Bibliotheken und beim Repetitor 

verbracht und kurz vor Beginn des Examens auch noch meine dauerhaft 

entzündeten Mandel entfernen lassen habe, von denen ich fürchtete, sie könnten 

mich während der Examensphase beeinträchtigen, kannte ich auch ich bei der 

Ausgabe meiner Examenshausarbeit nur noch ein Ziel: „Vollbefriedigend“. Ich war 
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quasi Mitglied einer Sekte geworden, die zwar nicht ins Nirvana, wohl aber über die 

9 Punkte-Hürde ins „verheißungsvolle VB“ wollte. Dabei hatte ich mittlerweile derartig 

viel Zeit, Geld und Mühe in meine Vorbereitung investiert, dass die Erreichung des 

Ziels auch nicht vermessen erschien. 

 

Einen Monat lang arbeitete ich – die Seniorpartner der bereits erwähnten 

Großkanzlei wären sicherlich stolz auf mich gewesen – bis zu 16 Stunden täglich an 

meiner Examenshausarbeit, deren Ergebnis in Hamburg immerhin 24 % der 

Gesamtnote bestimmt. Ich war damals fest davon überzeugt, anhand der 

Aufgabenstellung – Hausarbeiten im Staatsexamen nennen den Aufgabensteller 

nicht – den Urheber gleichwohl identifiziert zu haben. Der vermeintliche Urheber ist 

dafür bekannt, dass er ein juristisches Thema gerne von allen Seiten, also auch aus 

soziologischer und ökonomischer Perspektive beleuchten lässt. Deshalb und auch 

wegen der sehr weit gefassten Aufgabenstellung traute ich mich, am letzten Tag der 

Bearbeitungszeit gegen 23 h eine 215seitige Ausarbeitung – mit ökonomischen und 

soziologischen Bezügen – zu den rechtlichen Grenzen der Sonderwerbeform Product 

Placement zum Hamburger Landgericht zu schleppen und diese in dem dort 

vorhandenen fristwahrenden Briefkasten zu versenken, obwohl 

Examenshausarbeiten – nach einem ungeschriebenen Gesetz – maximal 120 Seiten 

haben sollen. Ich hatte in dieser Nacht das gute Gefühl, einen großen Schritt in 

Richtung „VB“ gegangen zu sein. Ich wusste ja schließlich auch noch nicht, dass 

meine Hausarbeit in Wirklichkeit von einem Professor gestellt worden war, der dafür 

bekannt ist, dass er es gerne „kurz und knackig“ mag. So etwas nennt man 

„verzockt“. Ich hatte hoch gepokert und verloren. Selbst Schuld. Manchmal im Leben 

ist es eben so!  

 

Relativ entspannt ging ich einige Tage später in meine erste Examensklausur. In 

Hamburg werden im 1. Staatsexamen – neben der bereits erwähnten Hausarbeit – 

(z.Zt. noch) lediglich drei Klausuren geschrieben, in anderen Bundesländern sind es 

bis zu neun Klausuren, so dass uns der Roulettetisch und die statistische Regel von 

der steigenden Wahrscheinlichkeit eines Treffers bei steigender Anzahl der Versuche 

wieder einfällt. Es begann mit Zivilrecht, also mit dem Fachgebiet, welches mir 

während des Studiums am stärksten gelegen hatte. Als wir die Sachverhalte 

umdrehten und die ersten Sätze gelesen hatten, ging ein entsetztes Stöhnen durch 
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die Reihen. Der Sachverhalt war einer Entscheidung des Reichsgerichts aus dem 

Jahre 1902 entnommen und die Sprache nicht in die heutige Zeit transformiert 

worden, so dass sich viele der Kandidaten – die der altdeutschen Sprache nicht allzu 

sehr gewogen waren – erst einmal mit der Frage konfrontiert sahen, warum denn ein 

Mann, der im Sachverhalt weder explizit als Fetischist noch als Transvestit 

ausgewiesen war, einen „Rock“ tragen musste.  

 

Eigentlicher Anlass des kollektiven Entsetzens im Klausurraum war aber nicht die 

altdeutsche Sprache, sondern vielmehr er daraus zu ziehende Rückschluss auf den 

Aufgabensteller, der diesmal – anders als in meiner Hausarbeit – zweifelsohne 

zutreffend zu führen war und darauf hindeutete, dass unsere “VB-Aussichten“ 

deutlich gesunken waren. 

 

Aufgabensteller war ein Professor, der – wenn man es diplomatisch ausdrücken 

möchte – unter den Studenten der Universität Hamburg den Ruf genießt, 

„ungewöhnliche“ Klausuren zu stellen und „ungewöhnliche“ Ergebnisse zu erwarten. 

Wenn Sie jemanden kennen, der in den letzten Jahren ein Studium der 

Rechtswissenschaften in Hamburg absolviert hat, so wird er Ihnen sicherlich seinen 

Namen nennen können. Es soll hier weder die wissenschaftliche Leistung des 

Aufgabenstellers in Zweifel gezogen werden, noch er als Mensch verunglimpft 

werden, doch erscheint es mir – selbst bei dem Versuch einer distanzierten 

Betrachtung – unangemessen, die einzige Klausur im Zivilrecht, die über 12 % der 

Gesamtnote und damit auch maßgeblich über das berufliche Fortkommen der 

Prüflinge entscheidet, von einem Professor stellen und korrigieren zu lassen, der sich 

in seinen Anforderungen regelmäßig und erheblich von dem abhebt, was 

Examenskandidaten sonst an Klausuren gewöhnt sind und was seine 

„gewöhnlichen“ Kollegen im Zivilrecht von Examenskandidaten erwarten. Sie werden 

sich jetzt eventuell fragen, warum man sich über eine Klausur, die nur 12 % der 

Gesamtnote bestimmt, so aufregen kann. Eine Klausur im Staatsexamen bedeutet 

mehr als „nur 12 %“: Das Examen ist zu einem großen Teil Psychologie. Wenn schon 

die erste Klausur nicht läuft, droht das Risiko, dass man auch für die nächsten beiden 

Versuche mental nicht mehr in bester Verfassung ist. Zudem bestimmt die sog. 

„schriftliche Vornote“ in einem Fachgebiet leider auch zu oft maßgeblich darüber mit, 

wie man in der mündlichen Prüfung abschneidet. 
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Ich hoffe, dass aus meinen bisherigen Ausführungen deutlich geworden ist, dass das 

Examen für den einzelnen Prüfling zu wichtig ist, zuviel individuelle Mühe und Zeit in 

der Vorbereitung steckt und zu viele existenzielle Fragen hiermit verknüpft sind, als 

dass auch nur eine einzige Klausur einem Aufgabensteller überlassen werden sollte, 

der hinreichend dafür bekannt ist, „ungewöhnliche“ Klausuren zu verfassen. Diese 

Regel sollte wohl noch mehr Beachtung finden, wenn – wie in Hamburg – lediglich 

eine Klausur pro Fachgebiet geschrieben wird. 

 

Sie wollen jetzt wahrscheinlich einwerfen, dass diese eine Klausur doch vielleicht nur 

ein Einzelfall, ein einmaliger Ausrutscher gewesen sein könnte, der im Vergleich zu 

der langjährigen positiven Praxis wie ein vereinzelt gebliebenes schlechtes Spiel von 

Zinedine Zidane wirkt? Bedauerlich für die Teilnehmer meines Examensdurchganges 

aber insgesamt nur eine Ausnahme? Auch in diesem Punkt muss ich Sie leider 

enttäuschen, denn z.B. aus einer vor kurzem in Hamburg geschriebenen 

Zivilrechtsklausur wurden mir folgende, sehr ähnliche Eindrücke berichtet: Der wieder 

einmal „ungewöhnliche“ Sachverhalt habe die meisten der Teilnehmer derartig ratlos 

gemacht, dass sich auch nach zwei Stunden Bearbeitungszeit auf vielen 

Klausurbögen noch kein geschriebenes Wort gefunden habe. Viele Teilnehmer 

hätten – so berichtete man mir – große Teile der Aufgabenstellung erst überhaupt 

nicht bearbeitet, weil sie einfach nicht gewusst hätten, was man von ihnen wollte. Die 

Verzweiflung über den Sachverhalt und wohl auch das Wissen um die Bedeutung 

einer misslungenen Klausur habe einige Kandidaten noch während der 

Bearbeitungszeit in Tränen ausbrechen lassen. Bei einer Bearbeiterin habe das 

Nervenkostüm derartig versagt, dass sie einen Schwächeanfall erlitten habe, 

zusammengebrochen und leichenblass aus dem Raum geführt worden sei. 

 

Um diese „ungewöhnlichen“ Klausuren auf den Rasen zu übertragen und zu unseren 

Freunden Bobic und Klose zurückzukommen, wäre es in etwa so, als hätte der 

Bundestrainer ihre Aufstellung für das Endspiel in Portugal – welches die Mannschaft 

ja nun leider nicht erreicht hat – davon abhängig gemacht, ob die beiden Stürmer in 

High-Heels vom Mittelkreis mit dem Außenrist die Eckfahne treffen können. Den 

exakten Bewertungsmaßstab – nämlich das Treffen der Eckfahne mit dem Außenrist 

– hätte er dabei allerdings für sich behalten und den beiden Spielern lediglich wortlos 
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Ball und High-Heels gegeben. Es soll nicht bezweifelt werden, dass dieses High-

Heels-Experiment wissenschaftlich interessant sein mag. Fraglich erscheint mir 

allerdings, ob es auch aussagekräftig für die Qualifikation der beiden Stürmer in 

Sachen Endspiel wäre. Geht es Ihnen ähnlich? 

 

Die tatsächliche Durchfallquote der „ungewöhnlichen“ Klausur rund um den Mann im 

„Rock“ ist den Teilnehmern meines Examensdurchganges bis heute unbekannt 

geblieben. Der Zweitkorrektor der Klausur, soll sie – nach mir überlieferten Aussagen 

– in seiner Vorlesung an der Universität Hamburg mit 70 % beziffert und die Klausur 

„als für das Examen wenig geeignet“ charakterisiert haben. Meiner Prüfungsakte 

glaube ich die Angabe von 47 % entnehmen zu können. Sie sollten sich zum 

besseren Verständnis dieser Zahlen daran erinnern, dass die bundesweite 

Durchfallquote im Staatsexamen 2002 bei 28 % lag, also auch die „normale“ 

Durchfallquote einer Klausur in dieser Größenordnung liegen müsste, ist doch die 

Gesamtnote mehr oder minder die Summe der Einzelnoten. Da das 

Landesjustizprüfungsamt (LJPA) – wie man mir mitteilte – gesetzlich nicht verpflichtet 

ist, eine Statistik für jeden Examensdurchgang anzufertigen, obwohl die Zahlen dort 

allesamt vorliegen und nur in eine Tabelle eingefügt werden müssten, wird die exakte 

Zahl wohl auch auf immer ein Geheimnis bleiben. Das LJPA ist – nach eigener 

Aussage – lediglich verpflichtet, die Ergebnisse aller Examensteilnehmer einmal 

jährlich an das Bundesjustizministerium zu übermitteln, damit in Berlin daraus die 

Gesamtstatistik für das Bundesgebiet erstellt werden kann. Obwohl ich dem LJPA 

sogar angeboten habe, die Kosten für die Erstellung des Notenspiegels zu 

übernehmen oder diesen selbst anzufertigen, wenn man mir nur das notwendige 

Datenmaterial übergeben würde, sind die Teilnehmer meines Durchganges daher 

leider bis heute ohne Notenspiegel. 

 

Führen Sie Sich bitte vor Augen, dass Sie selbst für Ihren Deutschaufsatz in der 

vierten Klasse einen exakten Notenspiegel beanspruchen konnten. Wenn es also 

eine Durchfallquote von 70 % oder 47 % in ihrem Deutschaufsatz gab, dann wurde 

ihnen vielleicht nicht das Taschengeld gestrichen, weil sie ja relativ gesehen mit ihrer 

„4“ noch ziemlich gut waren. Wenn Sie aber einfach nur eine „4“ – ohne 

relativierenden Zensurenspiegel – nach Hause brachten, konnten sich Ihre Eltern nur 

daran erinnern, dass sie selbst niemals so schlecht waren (was natürlich nie stimmte) 
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und Taschengeld und Bonanza fielen leider aus. Die Note im juristischen 

Staatsexamen determiniert im Zweifel – soviel sollte klar geworden sein – aber nicht 

Taschengeld und Bonanza, sondern existentiellere Fragen, wie z.B. „Taxischein oder 

Richterrobe“. Lt. einem Interview mit dem Hamburger Justizsenator Kusch soll sich 

diese missliche Lage zukünftig ändern: Die Prüfungsabsolventen sollen auf Antrag 

ein Schreiben erhalten, welches über ihr Abschneiden im jeweiligen Prüfungstermin 

Auskunft gibt. Warum es diese Möglichkeit nur zukünftig geben wird? Manchmal im 

Leben ist es eben so!  

 

Der „ungewöhnliche“ Professor hat nicht nur eine „ungewöhnliche“ Klausur gestellt, 

sondern er hat sie – zumindest in meinem Fall – auch durchaus „ungewöhnlich“ 

bewertet: In der Rechtswissenschaft ist spätestens seit der Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofes (BGH) aus dem Jahre 1976 anerkannt, dass § 830 BGB – eine 

Norm des Deliktsrechts – als so genannte „Anspruchsgrundlage“ fungiert. Zuvor 

hatte man diese Norm stets als so genannte „Beweislastregel“ angesehen. Auch 

wenn ich Sie hier nicht mit juristischen Details langweilen will, muss ich Ihnen zum 

besseren Verständnis mitteilen und Sie bitten mir dieses zu glauben, dass der 

Unterschied für den Aufbau einer juristischen Examensklausur äußerst gewichtig ist. 

Wissen sollten Sie außerdem, dass in der Rechtswissenschaft eine eiserne Regel 

gilt, wonach eine Ansicht, die vertretbar ist, d.h. von zumindest einer anerkannten 

juristischen Stimme vertreten wird, im Examen nicht als „falsch“ bewertet werden 

darf. Das Bundesverfassungsgericht – welches ja schließlich nicht „Irgendwer“ ist – 

hat in der sog. „Juristen-Entscheidung“ festgestellt, dass, wer „eine vertretbare und 

mit gewichtigen Gründen folgerichtig begründete Lösung als falsch bewertet, 

rechtsfehlerhaft handele, weil er gegen einen dies untersagenden allgemeinen 

Bewertungsgrundsatz verstoße“. Der BGH gilt bei „gewöhnlichen“ Professoren 

durchaus als „anerkannte juristische Stimme“ und seine Rechtsprechung als 

„vertretbar“. Sie können sich jetzt schon denken, was bei der Bewertung meiner 

Klausur geschehen ist? Ich muss Ihnen leider mitteilen, dass Sie natürlich Recht 

haben: Der „ungewöhnliche“ Professor war so frei, die vom BGH, von der absoluten 

Mehrheit der Zivilrechtler und eben auch von mir in meiner Klausurlösung vertretene 

Charakterisierung des § 830 BGB als „Anspruchsgrundlage“ nicht nur nicht zu teilen, 

sondern diese Charakterisierung als „unzutreffend“ – vulgo falsch – zu bezeichnen. 

Damit schloss er sich nicht nur einer extremen Mindermeinung an, sondern vollzog 
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mit seiner Bewertung genau den Schritt, den das Bundesverfassungsgericht 

eigentlich auch ihm als „rechtsfehlerhaft“ untersagen wollte. Dieser „ungewöhnliche“ 

Professor weiß es also nicht nur erheblich besser als der BGH, für ihn gelten auch 

die eigentlich bindenden Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes nicht. Was 

lernen wir? Richtig! Die Grundhaltung des französischen Sonnenkönigs Louis XIV ist 

auch an deutschen Hochschulen mitunter aktueller denn je. 

 

Kommen wir zum besseren Verständnis vielleicht noch einmal zurück auf den grünen 

Rasen ins schöne Portugal und stellen uns folgendes vor: Der Schiedsrichter hätte 

ein Tor von Fredi Bobic nicht gegeben, weil Miroslav Klose angeblich im Abseits 

gestanden hätte, während Herr Bobic es erzielte. Fredi Bobic hätte dem 

Schiedsrichter daraufhin – sachlich zutreffend – erklärt, dass sein Treffer sehr wohl 

zu gelten habe, weil Herr Klose lediglich im passiven Abseits gestanden habe. Der 

Schiedsrichter, auch er muss in unserem Beispiel etwas „ungewöhnlich“ sein, hätte 

nun allerdings – sachlich vollkommen unzutreffend – ausgeführt, dass es keine Regel 

gäbe, in der von passivem Abseits die Rede sei, der deutschen Nationalmannschaft 

den Treffer aberkannt und auf Abstoß entscheiden. Stellen wir uns – damit es richtig 

weh tut – vor, er hätte dieses in der 90. Minute getan. Stellen wir uns – damit es mit 

einer Klausur im juristischen Staatsexamen vergleichbar wird – vor, es wäre das 

Endspiel der EM gewesen, das die deutsche Mannschaft – wie durch ein Wunder – 

doch erreicht hätte. Und damit die Fehlentscheidung des Schiedsrichters richtig 

schmerzt und vielleicht einer unzutreffenden Bewertung einer Examensklausur 

gleichkommt, stellen wir uns noch vor, Holland hätte in diesem Endspiel mit 1:0 

geführt. Ich muss Ihnen und Ihrer Vorstellungskraft leider noch eine weitere 

Anstrengung zumuten, damit die Situation vollauf vergleichbar wird: Sie müssen Sich 

bitte noch vorstellen, dass der Schiedsrichter – schon bevor er zum EM-Endspiel 

eingeteilt worden wäre – in Insiderkreisen den Ruf genossen hätte, hin und wieder 

mal durchaus „ungewöhnliche Entscheidungen“ zu treffen. Wie hätten Sie Sich dann 

gefühlt? Genießen Sie dieses hypothetische Gefühl ruhig einen kurzen Moment 

bevor Sie weiter lesen. 

 

Gegen diese auf der angeblich falschen Charakterisierung des § 830 BGB 

basierende Bewertung meiner Klausur habe ich selbstverständlich – noch hatte der 

Zynismus mich nicht vollkommen übermannt – Widerspruch eingelegt. Wollen Sie 
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wirklich noch wissen, wie das Ergebnis lautet? Der „ungewöhnliche“ Professor hat 

seinen Verstoß gegen den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 

Bewertungsgrundsatz in der Nachkorrektur weder eingestanden noch meine Zensur 

angehoben, sondern seine Benotung mit anderen Kritikpunkten gehalten. 

 

Sie meinen, der Professor hätte die Nachkorrektur doch angesichts seines nicht 

unerheblichen Verstoßes gar nicht mehr vornehmen dürfen, so wie der von uns 

vorgestellte Schiedsrichter aus dem hypothetischen EM-Finale 2004, kaum das 

(hypothetische?) Revanchefinale zwischen Deutschland und Holland bei der WM 

2006 pfeifen dürfte? Da sind Sie nicht alleine. Gemäß § 21 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), der auch auf die Korrekturen im 

juristischen Staatsexamen Anwendung findet, ist die Besorgnis der Befangenheit 

berechtigt, wenn „nach den Umständen des Einzelfalls ein Grund vorliegt, der 

geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiliche Amtsausübung zu rechtfertigen“. 

Der renommierte Verwaltungsrechtler Prof. Dr. Ferdinand O. Kopp, der höchstens in 

dem unverdächtigen Ruf steht, ein „ungewöhnlich guter“ Jurist zu sein, hat zur 

Befangenheit von Prüfern einige Überlegungen angestellt: Befangenheit im Sinne 

des § 21 VwVfG sei nach den Worten Kopps bereits dann anzunehmen, „wenn nicht 

sicher auszuschließen sei, dass der Korrektor bei einer nochmaligen Bewertung 

bewusst oder unbewusst dem Prüfling, der Prüfungsbehörde oder auch sich selbst 

beweisen wolle, dass er jedenfalls im Ergebnis auch schon bisher Recht gehabt 

habe“. Es würde daher – so schreibt Kopp – jeder Lebenserfahrung widersprechen, 

wenn man eine Befangenheit nicht in allen Fällen als Regel annehmen würde, in 

denen der Prüfungsmangel nicht auf einem ohne weiteres entschuldbaren Versehen 

oder Irrtum beruht, sondern irgendwie das Prestige des Korrektors als sachkundiger, 

unparteiischer und fairer Prüfer in Frage stellt oder zumindest anzutasten geeignet 

ist. Wenn ein Professor für Zivilrecht – mag er auch noch so „ungewöhnlich“ sein – 

obwohl er eine Klausur im Examen stellt, in der es maßgeblich auf die Rolle des 

§ 830 BGB ankommt, nicht weiß, dass § 830 BGB seit 1976 – unter anderem vom 

höchsten deutschen Zivilgericht – als Anspruchsgrundlage charakterisiert wird, dann 

ist diese Unkenntnis geeignet, das Prestige des Korrektors als sachkundiger Prüfer 

anzutasten. Die Antwort auf die Frage, warum der „ungewöhnliche“ Professor meine 

Klausur trotz des evidenten Verstoßes gegen anerkannte Bewertungsgrundsätze 
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noch einmal bewerten durfte, kennen Sie doch also schon selbst: Manchmal im 

Leben ist es eben so. 

 

Sie schlagen jetzt sicher vor, ich hätte gegen die Bewertung meiner 

Zivilrechtsklausur Klage einreichen sollen? Ich gebe zu, ich habe diesen Schritt in 

Erwägung gezogen und auch mit spezialisierten Anwälten gesprochen. Ich habe den 

Gedanken aber verworfen, als ich erfahren musste, dass eine Prozessdauer von 

mehreren Jahren zu erwarten wäre und mir auch vor Gericht sinngemäß die Antwort 

drohte, die Sie nun schon so oft lesen mussten. Den Prüfern wird bei einer 

richterlichen Überprüfung ein extrem weiter Ermessensspielraum zugestanden, der 

ihre Bewertung auch vor Gericht nur sehr schwer angreifbar macht. Meiner Ansicht 

nach ist es dem Korrektor nicht gelungen, derartige objektive Fehler in meiner 

Klausur nachzuweisen, die die erfolgte Abwertung meiner Arbeit zu rechtfertigen 

vermögen. Soweit, dass subjektive Erwartungen des Korrektors über objektiv-

vertretbare Lösungen gestellt werden, kann kein rechtmäßig ausgeübter 

Beurteilungsspielraum gehen. Zu dieser Erkenntnis braucht es auch nicht meine 

Ausführungen, sondern dieses hat bereits das Bundesverfassungsgericht 

festgestellt. Fänden Sie es – um Sie und den König Fußball mal wieder 

heranzuziehen – in Ordnung, wenn der Schiedsrichter das Tor von Bobic nicht 

gegeben hätte, weil er persönlich die Regelung zum passiven Abseits unsinnig 

findet? 

 

Einen letzten Punkt zu dieser Klausurbewertung hätte ich noch und ich möchte Ihnen 

auch diesen nicht vorenthalten: Nach der mündlichen Prüfung ist man in Hamburg 

berechtigt, in den Räumen des LJPA seine Klausuren einzusehen. Dort saß ich im 

August 2003 gemeinsam mit einer Teilnehmerin meines Durchgangs, die die selbe 

Klausur geschrieben, das selbe Repetitorium besucht und eine inhaltlich sehr 

ähnliche Klausurlösung verfasst hatte. Mir hatte der „ungewöhnliche“ Professor für 

meine Bearbeitung 3 Punkte gegeben, ihre Bearbeitung war von ihm hingegen mit 

10 Punkten bewertet worden. Wenn zwei das Gleiche tun ist es noch nicht das 

Selbe? Aber das hatte ich ja schon nach dem 1.Semester lernen dürfen. 
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Was gibt es noch von meinem Examensdurchgang zu berichten. Nun zu unserer 

Klausur im Zivilrecht kam noch eine Klausur im Öffentlichen Recht hinzu, die 

ebenfalls nicht besonders gut ausgefallen sein soll. 12 % + 12 % = 24 %, oder? 

 

Sie wollen jetzt sicher wissen, wie es nach Hausarbeit und Klausuren um meine 

Zensur stand und was aus dem angepeilten „VB“ geworden war? Nun, der 

Zweitkorrektor im Zivilrecht kam immerhin zu der Einschätzung die ich hier wörtlich 

zitieren möchte, dass nämlich „die Schwächen, die das Erstvotum zutreffend benennt 

(war da nicht etwas mit § 830 BGB im angeblich so zutreffenden Erstvotum?), etwas 

weniger schwer wiegen“ und gab mir 5 Punkte, so dass meine Gesamtnote für die 

Zivilrechtsklausur auf 4 Punkte anstieg. Für die Klausur im Öffentlichen Recht bekam 

ich 5,5 Punkte, worüber ich mich – ich kam mit der Klausur nicht zurecht und wurde 

zudem nicht fertig – wirklich nicht beklagen will. Im Strafrecht lief es normal, man gab 

mir 8,5 Punkte und ebensoviel bekam ich auch für meine Hausarbeit, die ich – ich 

dachte ja ich hätte das Pokerspiel gewonnen – gefühlsmäßig im zweistelligen 

Bereich angesiedelt hatte. 

 

Die schriftliche Vornote, mit der ich in die mündliche Prüfung ging, betrug demnach 

genau 7,0 Punkte. Das „VB“ schien verloren, denn das Ergebnis der mündlichen 

Prüfung, zählt lediglich 40 % der Endnote, so dass ich durchschnittlich 12 Punkte 

holen musste, um in der Gesamtnote noch ein „VB“ zu erreichen. 12 Punkte 

entsprechen der Notenstufe „Gut“ und Sie sollten Sich – zum besseren Verständnis – 

vielleicht kurz daran erinnern, dass lediglich 2,82 % aller Examenskandidaten in 2002 

eine solche Note erreicht haben. Es kam mir damals so vor, als würde man von Fredi 

Bobic erwarten, per Elfmeter in der 94. Minute die 1:0 Führung der Holländer zu 

egalisieren, obwohl er sich in der 92. Minute einen offenen Bruch des Unterschenkels 

zugezogen hatte. Wie dem auch sei, es hat geklappt. Manchmal im Leben ist es 

eben auch so. Ich bin versucht, es ausgleichende Gerechtigkeit zu nennen. 

 

Leider ist es aber so, dass es nicht allen Prüflingen gelingt, verkorkste Klausuren in 

der mündlichen Prüfung auszugleichen. Bei der mündlichen Prüfung gehört nämlich 

noch mehr Glück dazu, um eine Note zu erhalten, die das Gesamtbild bessert. Nicht 

wenige Prüfer richten ihre Bewertungen in der mündlichen Prüfung maßgeblich an 

den schriftlichen Vornote und dem Gesamteindruck einer Prüfungsgruppe aus. Wer 
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lediglich 4 Punkte aus der Zivilrechtsklausur mitbringt, wird oftmals auch mündlich so 

bewertet, auch wenn sein „tatsächliches“ Leistungsniveau erheblich höher liegen 

mag. Auch Prüfer sind eben leider geneigt, sich an irgendetwas und irgendjemandem 

zu orientieren. Will man ihnen dieses verübeln? Wer das Pech hat, für die mündliche 

Prüfung in eine Prüfungsgruppe eingeteilt zu werden, in der alle anderen Kandidaten 

um das Bestehen kämpfen, er oder sie aber theoretisch noch ein „VB“ erreichen 

kann, wird dieses Ziel leider des Öfteren nicht realisieren können, den Fragen und 

Bewertung richten sich häufig an dem (vermeintlichen) Niveau der Gesamtgruppe 

aus. Die mündliche Prüfung ist also eine konsequente Fortsetzung der 

„Examenslotterie“. Eine junge Frau, die zusammen mit mir das Repetitorium besucht 

hat und deren juristisches Leistungspotential ich im zweistelligen Punktebereich 

ansiedeln würde, hatte noch weniger Glück mit der Zivilrechtsklausur und dazu noch 

Pech in ihrer mündlichen Prüfung. Obgleich ihre Vorbereitung noch weitaus 

aufwändiger war als meine – nach zwölfstündigen Bibliothekstagen hat sie mitunter 

noch nachts Übungsklausuren verfasst – und sie das „VB“ angesichts ihres Könnens 

sicherlich verdient hätte, blieb ihr der Lohn ihrer Mühen verwehrt. Richterrobe ade? 

Manchmal im Leben ist es eben so? 

 

Ein Bekannter von mir ging mit einer schriftlichen Vornote von 9,2 Punkten in die 

mündliche Prüfung. Der Prüfer, der ihn in dem für die Gesamtnote besonders 

maßgeblichen Wahlschwerpunkt prüfen sollte, hatte ihm bereits eine Promotion 

angeboten und ihm Hoffnungen gemacht, dass er seine Gesamtnote nochmalig 

würde steigern können. Zum Beginn der Prüfung waren bis auf den fraglichen Prüfer 

alle relevanten Personen versammelt. Der Prüfer allerdings erschien auch im Laufe 

der Prüfung nicht mehr, da er an dem fraglichen Morgen wegen des Verdachts der 

Steuerhinterziehung in Untersuchungshaft genommen worden war. Die Prüfung im 

Wahlschwerpunkt wurde daraufhin von einem anderen Prüfer abgenommen, von 

dem berichtet wurde, dass von dem Prüfungsstoff ähnlich viel Ahnung gehabt habe, 

wie Rudi Völler von altgriechischem Unterwasserballett. Subjektive Eindruck des 

enttäuschten Prüflings oder Realität? Aus den 9,2 Punkten der schriftlichen Vornote 

wurde jedenfalls eine Endnote von 8,99 Punkten und damit wohl die größte Ohrfeige, 

die man einem Juristen erteilen kann. 
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Ein für gemeinhin sehr gut über Prüfungsvorgänge in Hamburg unterrichteter 

Repetitor hatte bereits vorab ein schlechtes Abschneiden meines 

Examensdurchganges prophezeit. Der Wechsel der Machtverhältnisse von Rot/Grün 

zu CDU/FDP/Schill in Hamburg habe dazu geführt, dass der neue Justizsenator vom 

LJPA eine Verschärfung der Prüfungsbedingungen auf „bayrisches Niveau“ gefordert 

habe. Auch die Hamburger Morgenpost hatte am 19.05.2003 berichtet, dass Senator 

Kusch „das härteste Examen Deutschlands“ für Hamburg wolle. Als wir die 

Ergebnisse der Klausuren erfuhren, haben wir uns sie zunächst mit dieser 

(angeblichen) Forderung des Justizsenators erklärt. Das LJPA bestreitet allerdings 

die Existenz einer konkreten Anweisung. Sollte es sie gegeben haben, so wurde ihr 

jedenfalls nicht konsequent Folge geleistet, denn seit der Bekanntgabe unserer 

Noten hat es bereits Examensdurchgänge gegeben, die – meinen zwangsläufig 

begrenzten Informationen nach – im Schnitt erheblich besser ausgefallen scheinen.  

 

Die Erklärung die man für solche Schwankungen zwischen den Durchgängen scheint 

relativ einfach: Nach dem Weltbild einiger Prüfer scheint es – wie etwa beim 

Weinanbau – gute und schlechte Jahrgänge zu geben. Für die Zusammenstellung 

der Klausursätze verantwortliche Mitarbeiter des LJPA haben mir gegenüber erklärt, 

dass sie sich in der Lage sehen, aus den angelieferten Klausuren immer einen gleich 

schweren Klausurensatz zusammenzustellen. Als wissenschaftlicher Mitarbeiter der 

Universität Hamburg hatte ich bereits Klausuren zu konzipieren und an deren 

Korrektur mitzuwirken. Ich würde es mir nicht zutrauen, den Schwierigkeitsgrad einer 

Klausur sicher zu beurteilen, bevor ich die Bearbeitung durch die Studenten kenne. 

Ich vermag auch nicht zu beurteilen, ob drei bestimmte Klausuren schwerer sind als 

drei andere Exemplare. In anderen Studiengängen sieht man sich hierzu übrigens 

auch nicht in der Lage. Dort will man diese Schwankungen zwischen den 

Durchgängen nicht mit guten und schlechten Durchgängen, sondern mit 

unterschiedlich schweren Klausuren erklären. Diese Meinung teile ich. Es gibt keine 

guten und schlechten Durchgänge. Aber es gibt – zumindest graduell – leichtere und 

schwerere Klausurensätze und es gibt „gewöhnliche“ und „ungewöhnliche“ 

Aufgabensteller und Korrektoren. Mit dieser Erkenntnis stehe ich übrigens nicht 

alleine. In einem Schreiben des ehemaligen Dekans des Fachbereichs 

Rechtswissenschaft der Universität Hamburg an den Hamburger Justizsenator heißt 

es wortwörtlich: „Man sollte die Objektivität der Examensklausuren nicht 
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überschätzen, weil es natürlich auch dort Ergebnisse gibt, die in nicht geringem 

Maße vom Zufall abhängen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass es gerade im 

Hinblick auf den Zweck der Prüfung, nämlich die Fähigkeit zu juristischem Denken zu 

erkennen und zu bewerten, mehr oder weniger geeignete Klausuren gibt.“ 

 

Da sich Multiple-Choice-Klausuren für das juristische Staatsexamen nicht eignen, 

bleibt – meiner Ansicht nach – nur eine andere Form der Bewertung. Bestrebungen, 

die Leistungen während des Studiums in die Endnote einzubeziehen gibt es bereits 

und sie sind zu begrüßen. An der Universität Kiel wird im Fachbereich Psychologie 

im Fach Statistik, deren Lehrende nicht wirklich im Verdacht stehen, sich mit 

Normalverteilungen nicht auszukennen, folgendes System bei der Bewertung von 

Klausuren angewandt: Die Klausur, die insgesamt für die beste Leistung gehalten 

wird, bekommt automatisch die Note „Sehr gut“. Die Benotung aller anderen 

Klausuren richtet sich dann an dieser „Referenz-Klausur“ aus. Dort scheint man 

erkannt zu haben, dass es schon einem Gebot der Logik und auch der Gaußschen 

Normalverteilung entspricht, dass es nicht gute und schlechte Durchgänge, sondern 

unterschiedlich schwere Klausuren gibt und dass es einer Hybris gleichkommt, den 

Schwierigkeitsgrad einer Klausur vorab sicher bestimmen zu wollen, bevor man die 

Bearbeitungen der Aufgabenstellung kennt. Jeder, der bereits einmal eine Klausur 

oder Hausarbeit gestellt und die entsprechende Bearbeitung gelesen hat, wird – 

wenn er ehrlich zu sich ist – wissen, dass die Bestimmung des Schwierigkeitsgrades 

ex-ante und der ex-post so erheblich voneinander abweichen können, dass die 

Erwartungen des Aufgabenstellers und die tatsächlich erbrachten Resultate 

meilenweit auseinander liegen können, ohne dass dieses automatisch für schlechte 

Bearbeiter oder gar für einen schlechten Examensdurchgang spricht.  

 

Wer wirklich glaubt, die Schwierigkeit einer Klausur absolut zutreffend zu beurteilen, 

bevor er die Bearbeitungen der Prüflinge kennt, wer seine Einschätzungsprärogative 

also für unfehlbar hält, sollte meiner Ansicht nach besser Einzug auf dem Olymp 

begehren als sich um so irdische Dinge wie das Staatsexamen zu kümmern. 

 

Wenn Sie fragen, warum dieses System nicht längst geändert wurde, kann ich Ihnen 

leider auch darauf keine Antwort geben. Hinter vorgehaltener Hand kann man 

erfahren, dass eine wirkliche gerichtliche und verwaltungsinterne Überprüfbarkeit von 
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Examensbewertungen nicht gewollt ist, weil sonst das ganze System zu zerfallen 

drohe. Es erscheint mir fraglich, ob die Aufrechterhaltung eines Systems, in welchem 

derartige Fehlentwicklungen möglich sind, höher wiegen kann als gleichwertige 

Bedingungen für alle Examenskandidaten. Studenten, die sich dem Staatsexamen 

stellen haben im Normalfall eine wirklich harte Vorbereitung hinter sich. Sie haben 

dann zumindest die faire Chance verdient, ihr Können – unabhängig von der 

Zugehörigkeit zu einem bestimmten Durchgang – an einem möglichst absoluten 

Maßstab messen zu lassen, denn es hilft ihnen (bislang) wenig, wenn sie innerhalb 

ihres Durchganges noch relativ gut waren. Nach derzeitiger Rechtslage kann man 

sein relatives Abschneiden – mangels Notenspiegel – nicht einmal darlegen. Mir und 

künftigen Examenskandidaten bleibt daher vorerst nur der Glaube an die Worte des 

Dichters Ovids und daher die Hoffnung, dass meinen Ausführungen zumindest ein 

Erfolg beschert sein möge: Gutta cavat lapidem, non vi sed saepe cadendo – der 

stete Tropfen höhlt den Stein.  

 

Oder um zur Sprache der Kicker zurückzukehren: “Ich habe fertig.“ 


